
Aktuelles Recht für die Praxis

Pflegereform 2017 in der juristischen Praxis

Bearbeitet von
Dr. Sebastian Weber, Dr. Frank Brünner, Dr. Albrecht Philipp

1. Auflage 2017. Buch. XX, 142 S. Kartoniert
ISBN 978 3 406 70172 6

Format (B x L): 14,1 x 22,4 cm

Recht > Sozialrecht > SGB XI - Soziale Pflegeversicherung

Zu Leseprobe und Sachverzeichnis

schnell und portofrei erhältlich bei

Die Online-Fachbuchhandlung beck-shop.de ist spezialisiert auf Fachbücher, insbesondere Recht, Steuern und Wirtschaft.
Im Sortiment finden Sie alle Medien (Bücher, Zeitschriften, CDs, eBooks, etc.) aller Verlage. Ergänzt wird das Programm
durch Services wie Neuerscheinungsdienst oder Zusammenstellungen von Büchern zu Sonderpreisen. Der Shop führt mehr

als 8 Millionen Produkte.

http://www.beck-shop.de/Weber-Bruenner-Philipp-Pflegereform-2017-juristischen-Praxis/productview.aspx?product=16966978&utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_ihv&utm_campaign=pdf_16966978&campaign=pdf/16966978
http://www.beck-shop.de/trefferliste.aspx?toc=27944
http://www.beck-shop.de/fachbuch/leseprobe/Weber-Pflegereform-2017-Praxis-9783406701726_2403201706150606_lp.pdf
http://www.beck-shop.de/fachbuch/sachverzeichnis/Weber-Pflegereform-2017-Praxis-9783406701726_2403201706150628_rg.pdf


Aktuelles Recht 
für die Praxis 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Pflegereform 2017  
in der juristischen Praxis 

 
  
 

 
Bearbeitet von 

 
Dr. Sebastian Weber Dr. Frank Brünner 

Rechtsanwalt  
München 

Rechtsanwalt und Fachanwalt  
für Medizinrecht Freiburg 

 
Dr. Albrecht Philipp 

Rechtsanwalt und Fachanwalt  
für Verwaltungsrecht und Sozialrecht München 

 
 
 

 

2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

www.beck.de 
 
 

ISBN 978 3 406 70172 6 
 

© 2017 Verlag C. H. BECK oHG  
Wilhelmstraße 9, 80801 München 
Druck: Nomos Verlagsgesellschaft 
In den Lissen 12, 76547 Sinzheim 

 
Satz: jürgen ullrich typosatz, 86720 Nördlingen 

 
Gedruckt auf säurefreiem, alterungsbeständigem Papier 

(hergestellt aus chlorfrei gebleichtem Zellstoff) 



 Vorwort V 

 
 
 

Vorwort 
Vorwort 
Vorwort 

Das Sozialrecht gehört sicher zu den dynamischsten Rechtsgebieten. 
Fortlaufende Gesetzesänderungen und Rechtsprechung erzeugen bestän-
digen Anpassungsbedarf in Praxis wie Beratung. Dies gilt auch für das 
Pflegeversicherungsrecht, in Sonderheit nach den tiefgreifenden Refor-
men der Pflegestärkungsgesetze I bis III. Zum Jahresbeginn 2017 ist die 
Pflegeversicherung durch diese grundlegend neu aufgestellt worden. 
Auch im Zusammenspiel mit der gleichzeitig erfolgten Reform der Ein-
gliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen waren diese Anlass 
für den Verlag und uns, das vorliegende Buch zu verfassen. Es soll eine 
erste Orientierung vermitteln; wir haben deshalb nicht versucht, eine um-
fassende Darstellung des neuen Rechts im Sinne einer Kommentierung 
vorzunehmen, sondern aus unserer Sicht praxisrelevante Schwerpunkte 
ausgewählt. Der Gesetzgeber hat uns dabei vor besondere Herausforde-
rungen gestellt, da im Zuge des mehrstufigen Reformprozesses Geset-
zesänderungen nicht nur zu unterschiedlichen Zeitpunkten in Kraft treten 
(sollten), sondern bereits erfolgte Änderungen noch vor ihrem vorgese-
henen Inkrafttreten nochmals und sogar wiederholt geändert wurden. 
Darüber hinaus liegt es in der Natur des Sozialrechts, dass zahlreiche 
Umsetzungsschritte der Reformen erst durch weitere Regelungen auf der 
Ebene der Landesgesetzgebung wie auch im Rahmen der Selbstverwal-
tung von Leistungsträgern und Leistungserbringern erfolgen werden. 
Das vorliegende Buch bildet deshalb einen Zwischenstand ab, der zu ei-
ner weiterführenden Diskussion einladen soll und seinerseits gewiss zu 
einem späteren Zeitpunkt der Ergänzung bedarf. Dies gilt nicht nur für 
die dargestellten Regelungsbereiche, sondern zB auch für einen wichti-
gen, hier aber noch nicht behandelten Bereich wie die Qualitätssicherung 
in der Pflege, die Gegenstand zahlreicher wissenschaftlicher Projekte 
sein wird, die nach den neuen Gesetzesvorgaben erst gesondert zu beauf-
tragen sind und deren Ergebnisse dann die Grundlage für die weitere 
Entwicklung sein werden. Weitere Publikationen sind also vorprogram-
miert. Für den Moment möchten wir herzlich dem Verlag, insbesondere 
unserem Lektor Andreas Mirbt, für die fruchtbare Zusammenarbeit dan-
ken und freuen uns auf Rückmeldungen und Anmerkungen zu diesem 
Buch. 
 
März 2017 Dr. Sebastian Weber, Dr. Frank Brünner,  
 Dr. Albrecht Philipp 
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